
penbetriebe die Möglichkeit einer kombinierten Aufteilung der 
Arbeits- und Verantwortungsbereiche. Somit kann den struktu­
rellen Gegebenheiten als auch der fachlichen Kompetenz der 
einzelnen Gesellschafter entsprochen werden.

Im sozialen Bereich entstehen durch die Gruppenlandwirt­
schaft deutliche Vorteile hinsichtlich Verringerung der Arbeits­
zeit, aber auch der Möglichkeit der gegenseitigen Vertretung bei 
Krankheit, Urlaub und auch an den Wochenenden.

Und im übrigen wird die mit diesem Gesetz angestrebte viel­
fältigere Unternehmungslandwirtschaft im Agrarbereich auch 
meinen Berufskollegen, den praktischen Tierärzten, zugute 
kommen, denn derzeit sehen sich meine Kollegen mit den Land­
wirtschaftsbetrieben Monopolen gegenüber, die dazu führen, 
daß allein schon persönliche Querelen mit den Vorsitzenden zur 
Folge haben, daß der Tierarzt nicht gerufen und damit auch ar­
beitslos wird.

Lassen Sie mich zum Abschluß über eine Begebenheit berich­
ten, die noch einmal auf die Bedeutung dieser Gesetzesvorlage 
hinweisen soll.

So erschienen letzten Montag, während einer Beratung, die ich 
mit einigen privatisierungswilligen Landwirten führte, zwei 
Herren, die tausend Hektar Land pachten oder kaufen wollten. 
Nach ihren Äußerungen hätten unsere Bauern sowieso Angst, 
selbst zu wirtschaften.

Und gerade deshalb brauchen unsere Landwirte die Möglich­
keit, in Gruppenbetrieben bei Wahrung ihrer Familienwirtschaf­
ten gemeinsam arbeiten zu können. Wir wollen nicht, daß unsere 
Bauern, der Unselbständigkeit in den LPG entronnen, zu Tage­
löhnern auf eigenem Grund und Boden werden, nur weil sie zur 
Zeit vielleicht noch zu wenig Courage für einen selbständigen 
Neubeginn besitzen.

Die CDU/DA-Fraktion befürwortet die Überweisung an die 
beiden genannten Ausschüsse.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Danke schön. Die Aussprache ist damit geschlossen. Das Prä­
sidium schlägt vor, den Gesetzentwurf auf Drucksache Nr. 229 
federführend zu überweisen an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forstwirtschaft und zur Mitberatung an den 
Rechtsausschuß. Wer für die Überweisung ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? - Ich sehe 
keine Gegenstimme. Stimmenthaltungen? - Damit ist die Über­
weisung einstimmig beschlossen.

Dann wäre es mir doch jetzt sehr wichtig, wenn alle Abgeord­
neten noch einmal zuhören würden, weil es jetzt um die Abstim­
mung zum vorigen Tagesordnungspunkt geht. Wir hatten die 
Aussprache dazu abgeschlossen. Das ist jetzt einfach wichtig, 
weil ich die Sache noch einmal genau erklären möchte, damit es 
keine Mißverständnisse gibt. Wir hatten einen Text vorliegen, 
der aber als Kernpunkt den letzten Satz hat, nämlich:... und be­
ruft den Minister ab. Diese Abberufungsentscheidung ist eine, 
jetzt sage ich es mal so, wahlähnliche Handlung. Darum trifft 
darauf § 34 der Geschäftsordnung zu, daß hier die Meinungsäu­
ßerung geheim sein kann. Aber genaugenommen trifft das nur 
auf diesen einen Satz zu. Die Abstimmung darüber, daß wir es 
jetzt geheim machen wollen, bedeutet praktisch, daß dieser erste 
Teil als Begründung angesehen wird. Jetzt geht es also um die­
sen wahlähnlichen Vorgang.

Ich will noch eine Bemerkung machen, die zu Mißverständnis­
sen möglicherweise Anlaß gegeben hat. Wir hatten zwischen­
zeitlich mal einen Antrag auf eine Überweisung, der dann aber 
im Weggehen vom Mikrofon noch unterging in irgendwelchen 
Ausschüssen. Ich bin daraufhin hingegangen und habe gefragt, 
ob das jetzt nun ein richtig gestellter Überweisungsantrag sein 
soll. Ich bin aus diesem Gespräch weggegangen in der Meinung, 
er wäre zurückgezogen. Das ist nicht mehr ganz klar gewesen.

Jedenfalls ist es jetzt so, wir haben die Verhandlungen weiterge­
führt, es hat keinen weiteren Protest gegeben. Wir sind jetzt an 
dem Punkt, daß wir darüber abstimmen. Ich will das bloß er­
wähnt haben, damit keiner darauf kommt, daß wir irgend etwas 
Unkorrektes gemacht hätten. Wir sind eigentlich mit der Aus­
sprache fertig. Es kann jetzt nur noch um diese Wahlgeschichte 
gehen.

Reichenbach (CDU/DA):

Herr Präsident! Mit Ihrer Erklärung, die sie jetzt abgeben, bin 
ich nicht einverstanden. Ich bin sofort bei Ihnen gewesen, habe 
Sie gefragt, und Sie haben zu mir wörtlich gesagt: Der Abgeord­
nete Wieczorek hat seinen Antrag zurückgezogen. Jetzt erklären 
Sie etwas anderes.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Nein, die Erkenntnis war präzise die, mit der ich von dieser Ek- 
ke wieder hierher gegangen bin.

Reichenbach (CDU/DA):

Dann möchte ich jetzt Herrn Abgeordneten Wieczorek fragen, 
ob er präzis diese Antwort auch so gegeben hat.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Wir brauchen das jetzt hier nicht noch einmal in der Öffent­
lichkeit auszutragen. Wir haben uns untereinander schon über 
diese Angelegenheit unterhalten. Wir haben ... Die Präsidentin 
ist daneben gewesen, sie hat mit dabeigesessen. Sie wird bestäti­
gen, daß ich wirklich ehrlichen Gewissens diese Information ent­
gegengenommen habe. Das Problem besteht jetzt darin, daß der 
Antragsteller selber nicht noch einmal gesagt hat: Ich habe aber 
die Überweisung beantragt. Bitte schön.

Dr. Schmieder (F.D.P.):

Ich möchte noch kurz dazu beitragen, das richtigzustellen. Wir 
hatten uns oben verständigt, da es nicht ganz eindeutig war, gilt 
der Antrag noch, oder gilt er nicht. Herr Höppner ist runterge­
gangen und hat gefragt. Er kam wieder hoch mit der Auskunft: 
Der Antrag ist offiziell zurückgezogen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Frau Präsidentin wollte dazu noch etwas sagen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl :

Ich wollte nur im Sinne der Sache sagen, daß wir uns darüber 
verständigt haben und ich habe zu Herrn Wieczorek gesagt, ich 
sehe den Antrag von Bündnis 90/Grüne als den weiterführenden 
Antrag an. Über die Überweisung an den Ausschuß haben wir 
diskutiert. Eine eindeutige Aussage von Herrn Wieczorek, daß er 
es zurückzieht, ist nicht gekommen. Aber es war eine Diskussion 
darüber, das ist richtig.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Es tut mir leid, hier stehen die Aussagen etwas gegeneinander, 
möglicherweise habe ich etwas mißverstanden, möglicherweise 
ist etwas Mißverständliches gesagt worden. Die Debatte war 
aber beendet, bevor wir in den nächsten Tagesordnungspunkt 
eintraten.

Und darum sehe ich jetzt keine Möglichkeit mehr, diese Frage 
noch einmal aufzunehmen. Das hätte vor Eintritt in den näch­
sten Tagesordnungspunkt geklärt werden müssen.

(Beifall, vor allem bei der SPD)


